
mäß die Höhe der Strafe gegenüber den schuldhaften 
Pflichtverletzungen des T. und des M. differenziert hat, 
so liegt darin kein Rechtsfehler, wie die Verteidigung 
meint. Die höhere Verantwortlichkeit des Angeklagten 
folgt aus seiner höheren Verantwortung auf Grund 
seiner gesellschaftlich und beruflich wichtigen Funktion 
und des ihm erteilten speziellen Auftrages. In den wei­
teren Ausführungen des Urteils kommt die Strafkammer 
auch zu der Feststellung, daß die Schuld des Ange­
klagten nicht viel größer war als die des Angeklagten 
T. Die Strafkammer hat sich somit zutreffend bei der 
Bemessung der Strafhöhe und der Differenzierung im 
Strafmaß nicht in erster Linie von einem höheren Ver­
schulden, sondern von dem höheren Grad der Verant­
wortung leiten lassen. Diese Strafzumessungserwägun­
gen sind in richtiger Erkenntnis der Bedeutung der Ver­
antwortung im gesellschaftlichen Leben angestellt wor­
den und enthalten keinen Rechtsfehler, so daß auch die 
Einwendungen der Revision gegen die Strafzumessungs­
erwägungen der Berechtigung entbehren.

1. Zum Begriff des sog. unechten Unterlassungs­
delikts.

2. Die Entwicklung, die unser staatliches, wirtschaft­
liches und gesellschaftliches Leben seit dem Jahre 1945 
genommen hat, erfordert es, eine Rechtspflicht zum Han­
deln auch aus einer bestimmten Stellung in der Gesell­
schaft, insbesondere im Wirtschaftsleben, herzuleiten.

OLG Erfurt, Urt. vom 22. Juli 1952 — 11 a LRev 103/52.
Die Angeklagte war Angestellte der Fa. Sch., in welcher ihr 

in dieser Strafsache bereits abgeurteilter Ehemann als Direktor 
tätig war. Bei einer Betriebsüberprüfung wurde festgestellt, 
daß von der Angeklagten und ihrem Ehemann gemeinsam etwa 
ein Drittel der auf Lager befindlichen Materialien im Werte 
von 165 030,— DM nicht gemeldet worden waren. Ferner haben 
die Angeklagte und ihr Ehemann gemeinschaftlich Meßgeräte 
im Gesamtwert von 22—23 000,— DM in 500 Päckchen ohne Wa­
renbegleitschein über Westberlin nach Westdeutschland ver­
sandt und mit dem Verkaufserlös 3 Bankkonten in Westdeutsch­
land unter Decknamen errichtet.

Auf Grund dieses Sachverhaltes ist die Angeklagte wegen 
Verbrechen nach § 1 Abs. 1 Ziff. 2 u. 3 WStVO in Tateinheit 
mit § 9 Abs. 1 WStVO in Verbindung mit der Anordnung der 
DWK über die Versandverpflichtung von Waren und die Ein­
führung eines Warenbegleitscheins verurteilt worden.

Die hiergegen eingelegte Revision der Angeklagten rügt die 
Verletzung formellen und materiellen Rechts. Sie führt insbe­
sondere aus, daß die Feststellungen des angefochtenen Urteils 
widerspruchsvoll und unzulänglich und daher nicht geeignet 
seien, eine Verurteilung nach den angewandten Strafbestim­
mungen zu tragen. So werde im Urteil wiederholt davon ge­
sprochen, daß die Angeklagte in Gemeinschaft bzw. gemein­
schaftlich mit ihrem Ehemann gehandelt hätte, während an 
anderer Stelle festgestellt wird, daß die Angeklagte nur Ange­
stellte und ihr Ehemann allein für den Betrieb verantwortlich 
gewesen sei. Auch seien die Ausführungen hinsichtlich der Wa­
renhortung so knapp, daß eine Nachprüfung durch das Revi­
sionsgericht nicht möglich sei. Das bloße Wissen der Ange­
klagten um d.e strafbaren Handlungen ihres Ehemannes ge­
nüge aber nicht zu ihrer Verurteilung als Mittäterin.

Das OLG ist den Darlegungen der Revision gefolgt und hat 
die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an 
das LG zurückverwiesen. Es führt hierzu u. a. aus:

Aus den G r ü n d e n :
Nach alledem können die Feststellungen des ange­

fochtenen Urteils nicht als ausreichend dahingehend 
ansehen werden, daß die Angeklagte gemeinschaftlich 
mit ihrem Ehemann durch positives Tun den Tatbestand 
der zur Anwendung gebrachten Strafgesetze verwirk­
licht hat. Da sich das angefochtene Urteil auch nicht 
damit befaßt, ob sich die Angeklagte etwa eines Unter­
lassungsdelikts schuldig gemacht hat, war es entgegen 
dem Anträge des Vertreters des Landesstaatsanwalts 
aufzuheben und die Sache zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung an das Landgericht, das auch 
über die Kosten der Revision zu befinden haben wird, 
zurückzuverweisen.

In der nochmaligen Verhandlung wird der Sachver­
halt unter Berücksichtigung der vorstehenden Aus­
führungen erneut zu erörtern und hierbei insbesondere 
noch folgendes zu beachten sein:

Wie eben ausgeführt, hat das Landgericht den fest­
gestellten Sachverhalt nicht auf das Vorliegen eines 
Unterlassungsdelikts hin geprüft. Bei dieser Prüfung 
wäre auszugehen gewesen vom sog. unechten Unter­
lassungsdelikt, bei dem der Täter einen strafrechtlich 
erheblichen Erfolg nicht durch ein positives Tun, son­
dern durch das bloße Unterlassen einer Tätigkeit her­

beiführt, zu deren Vornahme er rechtlich verpflichtet 
war. Das Unterlassen ist hier in seiner strafrecht­
lichen Bedeutung dem Tun gleichgestellt. Nach bis­
heriger Auffassung konnte die Rechtspflicht zum Han­
deln durch Gesetz, Gewohnheitsrecht, Rechtsgeschäft 
oder vorangangenes Tun begründet sein. Die Ent­
wicklung, die unser staatliches, wirtschaftliches und 
gesellschaftliches Leben nach dem Zusammenbruch der 
faschistisch-imperialistischen Gewaltherrschaft im 
Jahre 1945 genommen hat, erfordert aber, eine solche 
Rechtspflicht zum Handeln auch aus einer bestimmten 
Stellung in der Gesellschaft, insbesondere im Wirt­
schaftsleben, herzuleiten.

Das 'angefochtene Urteil stellt zwar lediglich fest, daß 
die Angeklagte in der Firma Sch, als Angestellte mit 
einem Monatsgehalt von 300,— DM beschäftigt war. 
Nach den eigenen Bekundungen der Angeklagten bei 
ihrer polizeilichen Vernehmung am 19. Juli 1949 und 
der richterlichen Vernehmung am darauffolgenden 
Tage hat sie jedoch darüber hinaus etwa 90 Prozent 
der Aktien der Gesellschaft im Besitz. In der neuen Ver­
handlung werden hierüber noch Feststellungen zu 
treffen sein. Ist dem aber so, dann hat die Ange­
klagte, auch wenn sie an der Geschäftsführung nicht 
beteiligt war, einen entscheidenden Einfluß auf das 
Unternehmen gehabt. Auf Grund dieser einflußrei­
chen ökonomischen Stellung war sie aber nach dem 
oben Dargelegten verpflichtet und auch in der Lage, 
den ihr bekannten fortwährenden gesetzwidrigen wirt­
schaftsschädigenden Handlungen des Vorstandes der 
Gesellschaft entgegenzuwirken und dieselben zu unter­
binden. Wenn sie dies nicht getan hat, dann ist unter 
den gegebenen Voraussetzungen ihr Unterlassen tat­
bestandsmäßig dem Tun gleichzustellen.

§ 24 Abs. 2 StPO vom 1. Februar 1877; § 22 Abs. 1 
StPO vom 2. Oktober 1952.

Zur Frage der Ablehnung eines Richters wegen Be­
sorgnis der Befangenheit.

OLG Halle, Urt. vom 6. Juni 1952 — 3 Ss 163/52.
Der Angeklagte, ein früherer Richter, war vom Schwurge­

richt in S. wegen passiver Bestechung und Amtsunterschlagung 
in mehreren Fällen verurteilt worden. Er hatte vor der Haupt­
verhandlung gegen den Vorsitzenden des Schwurgerichts, Band­
gerichtspräsidenten J., wegen Besorgnis der Befangenheit ein 
Ablehnungsgesueh angebracht, das von der zuständigen Straf­
kammer als unbegründet verworfen worden war. Die hiergegen 
eingelegte sofortige Beschwerde war vom OLG gemäß § 28 Abs. 
2 der früheren StPO als unzulässig verworfen worden.

Gegen das Urteil des Schwurgerichts legten die Staatsanwalt­
schaft und der Angeklagte Revision ein, mit der vom Ange­
klagten u. a. Verletzung des Gesetzes wegen unrechtmäßiger 
Verwerfung seines Ablehnungsgesuchs — § 338 Ziff. 3 der alten 
StPO — gerügt wurde. Das OLG hat auf die Revisionen der 
Staatsanwaltschaft und des Angeklagten das Urteil des Schwur­
gerichts aufgehoben und die Sache an ein anderes Schwurge­
richt zurückverwiesen, und zwar auf die Revision des Ange­
klagten in erster Linie wegen Verletzung des | 338 Ziff. 3.

Aus den G r ü n d e n :
An der Hauptverhandlung erster Instanz hat als Vor­

sitzender des Schwurgerichts der Landgerichtspräsi­
dent J. mitgewirkt, der als solcher unmittelbarer Dienst­
vorgesetzter des Angeklagten war. Der Angeklagte hat 
nach seinen, mit den Erklärungen des Landgerichts­
präsidenten übereinstimmenden Angaben in ver­
schiedenen Straf- und Zivilkammern des Landgerichts 
unter dem Vorsitz des Landgerichtspräsidenten, da­
maligen Landgerichtsdirektors, J. gearbeitet. ...

Zwar hätte die im Ablehnungsverfahren geltend ge­
machte Besorgnis des Angeklagten, der Landgerichts­
präsident könne deshalb gegen ihn voreingenommen 
sein, weil er seine, des Angeklagten, Tätigkeit und 
seine Rechtsauffassungen genau kenne, keinen Grund 
für eine Ablehnung des genannten Richters gebildet. 
Eine solche genaue Kenntnis der Eigenarten des Ange­
klagten wäre vielmehr gerade der Findung eines ge­
rechten Urteils zustatten gekommen.

Dagegen erscheint der Hinweis des Angeklagten auf 
die enge dienstliche Zusammenarbeit mit dem Land­
gerichtspräsidenten und das zwischen den Beteiligten 
bestehende dienstliche Unterordnungsverhältnis ge­
eignet, die Besorgnis der Befangenheit des Landge­
richtspräsidenten im Sinne des § 24 StPO zu begrün­
den. Zwar haben nach den übereinstimmenden Er­
klärungen beider Beteiligten zwischen ihnen keine
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